Kernsätze aus dem Grußwort
des Bundesvorsitzenden Christoph Frank 
Es gab schon stürmischere Zeiten mit einem zum Teil harten Austausch schon in den Grußworten. Auch im Bundesverband wird wahrgenommen, dass sich der Justizminister in NRW aktiv für die Belange der Justiz einsetzt. Manch andere seiner Kollegen lassen sich schon im Vorfeld der ersten Haushaltsberatungen von Finanzbeamten den Schneid abkaufen, die für eine angemessene Ausstattung der Justiz gebotenen Entscheidungen zu treffen. Die in NRW gefundenen Lösungen zur Stärkung von Mitwirkungsrechten sind jedoch Kompromisse, die nur Zwischenschritte sein dürfen.
Wer von weit unten kommt, ist für jede Verbesserung dankbar. Entscheidungen zur Justiz sind von Verfassungswegen durch den Rechtsgewährungsanspruch der Bürger und das Gebot der Amtsangemessenheit der Besoldung der Richter und Staatsanwälte verbindlich vorgegeben. Sie dürfen in einem Rechtsstaat nicht zur Disposition gestellt und einem Finanzierungsvorbehalt unterworfen werden.
Das am 01.01.2016 in Kraft getretene  LRiStaG NRW reiht sich ein in die Gesetzgebungsprojekte zahlreicher Länder, die erstmals die Staatsanwaltschaft als Teil der Justiz mit Mitwirkungsrechten ausstatten. Die Gesetzgebungshoheit liegt nun beim Justizminister. 
Mitwirkungsrechte auf diesem Niveau sind jedoch noch deutlich entfernt vom System einer Selbstverwaltung der Justiz mit eigenem Haushaltsantragsrecht und der Abschaffung der Steuerung der Personalentscheidungen durch die Exekutive.
Zur Situation der Justiz 
Die Selbstverwaltungsdiskussion ist weiter zu führen. Der Bundesjustizminister und seine Länderkollegen ignorieren das Thema weiter. Seine Stellungnahme spricht für sich mit dem Fazit: Die Justiz ist unter dem fürsorgenden Mantel der Exekutive gut aufgehoben, Verbesserungsbedarf gebe es nicht.
Der deutsche Widerstand gegen eine im Einzelfall weisungsunabhängige Staatsanwaltschaft besteht fort.
[bookmark: _GoBack]Die Personalausstattung der Justiz, zumindest im Umfang der eigenen Bedarfsberechnungen, ist den Bürgern geschuldet, sie muss selbstverständliche Pflicht sein. Den auch in NRW prekären Status quo zu akzeptieren heißt, dem Bürger zu zumuten, Abstriche in der Rechtsgewährung allein aus fiskalischen Erwägungen hinzunehmen. Wir sind nicht in einer Finanzkrise, die Sonderopfer im Kernbereich des Rechtsstaates gebietet.
Zur Amtsangemessenheit der R-Besoldung	
Auf der ersten Prüfungsstufe hat das BVerfG rote Linien gezeichnet, die bei den Abweichungen von den Gehaltsentwicklungen in Vergleichsgruppen nicht unterschritten werden dürfen. Im Rahmen dieser Mindestvorgaben hat auch NRW längst überfällige Besoldungsverbesserungen beschlossen.
Das BVG hat angemahnt, dass die Länder jenseits einer Mindestbesoldung den besonderen Wert der Justiz zu bestimmen und die Gehälter nach der Bedeutung der anvertrauten Ämter festzusetzen haben.
Zurzeit gibt es für unsere Forderung weder beim Bund noch in den Ländern ernsthafte Unterstützung für eine Rückkehr zu einer bundeseinheitlichen Besoldung.
Diese wird spätestens dann zum Handeln zwingen, wenn sich absehbar die Probleme bei der Gewinnung qualifizierten Nachwuchses nach den bislang bewährten hohen Ansprüchen der Justiz in den kommenden Jahren weiter verstärken werden.
Zu Themen der Rechtspolitik des Bundes 
Der Richtervorbehalt in § 81a StPO wird abgeschafft werden. Wir werden versuchen, die DRB-Vorschläge zu für die Praxis hilfreichen Änderungen im Befangenheits-, Beweisantragsrecht oder zur Bündelung der Nebenklage weiter zu verfolgen.
Die Justiz steht in einem Zielkonflikt zwischen ihrem eigenen Qualitätsanspruch und dem Spardiktat durch ein zunehmend betriebswirtschaftlich ausgerichtetes System von Erledigungsvorgaben. Leistungen, Einsatzbereitschaft und Loyalität der Kolleg-inn-en geraten zum Nachteil, wenn berechtigten Forderungen aus den Ministerien mit der Frage begegnet wird, warum eine gut funktionierende Justiz zusätzlich gestärkt werden soll. In einem solchen Umfeld ist es die Aufgabe jedes in der Justiz Tätigen, offensiv den Wert der Justiz herauszustellen.
Sie haben Formen des Protestes gewagt, denen ich mich auch erst nähern musste, bis ich die beeindruckenden Veranstaltungen in Düsseldorf selbst erlebt habe. Die Demonstrationen waren geprägt von großer Ernsthaftigkeit und Solidarität. Bei Ihnen habe ich die Erfahrung gemacht, dass grobe Verfassungsverstöße der Regierung klare Reaktionen fordern, ja gebieten und dass es Situationen geben kann, in denen man durch Präsenz auf der Straße für die gute Sache streiten muss.
Anmerkung der Redaktion:
Der scheidende Bundesvorsitzende erhielt für seine Abschiedsrede stehende Ovationen
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